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2.2	 Aus welchen Gründen erkannten die Behörden bei diesen in 1.2 abgefragten 
Behördenkontakten nicht, dass  eine Art Sklavenschicksal in 
Bayern vor bzw. hinter sich hatte?

2.3	 Aus welchen Gründen erkannten die Behörden bei diesen in 2.1 abgefragten 
Grenzübertritten nicht, dass  eine Art Sklavenschicksal in Bayern 
vor bzw. hinter sich hatte?

Nach Mitteilung des Staatsministeriums des Innern, für Sport und Integration sind die Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter der Unterkunftsverwaltung, der Ausländerbehörden sowie 
des Sicherheitsdienstes für die Bedürfnisse vulnerabler Personen entsprechend sensi­
bilisiert und gehen jedem Hinweis auf Gewalt bzw. Zwangsverheiratung oder Sklaverei 
sofort nach. Entsprechende Sachverhalte bzw. Hinweise darauf wurden den Behörden 
während des Asylverfahrens nicht bekannt. Die Situation der Geschädigten wurde 2019 
dann beim Erstkontakt mit den Polizeibeamten der Kriminalpolizeiinspektion Weiden 
i. d. OPf. erkannt und es wurden sodann geeignete Maßnahmen getroffen.

3. 	 Illegale Einreise
3.1	 Ist  illegal nach Deutschland ein-/ausgereist (bitte angeben, in 

welchem Bereich Bayerns dieser Übergang nach ihrem Transport auf der 
Balkanroute erfolgte)?

3.2	 Über welche bayerischen Grenzübergänge geschahen die in 3.1 abgefragten 
Ein- bzw. Ausreisen?

3.3	 Wurde gegen sie ein Verfahren wegen illegaler Einreise geführt (bitte aus­
führen, wie diese illegale Einreise sanktioniert wurde)?

Die Staatsanwaltschaft Weiden i. d. OPf. prüft derzeit, ob die Geschädigte im Zusammen­
hang mit ihrer Einreise im Jahr 2018 gegen das Aufenthaltsgesetz verstoßen hat. Im 
Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 2.1 verwiesen.

4. 	 Anerkennung der Verbindlichkeit nichtchristlicher Kulte in Bayern 
4.1	 Unter welchen Umständen erkennt die Staatsregierung nach nichtchrist­

lichen Kulten außerhalb von Deutschland geschlossene „Ehen“ an (bitte 
die Rechtsgrundlagen dafür angeben und Grundsätze der Anerkennung 
ausführen)?

4.2	 Unter welchen Umständen ist dies der Fall, wenn es sich bei dem in 4.1 
abgefragten Kult um den Islam handelt (bitte die Rechtsgrundlagen dafür 
angeben und Grundsätze der Anerkennung ausführen und ausführen, ob 
hierfür die Bezahlung eines „Brautgeldes“ genügt)?

4.3	 Haben die Behörden die „Ehe“ von  anerkannt (bitte begründen)?

Ein in der Schriftlichen Anfrage vorausgesetztes förmliches Verfahren zur Anerkennung 
einer im Ausland geschlossenen Ehe in Deutschland gibt es nicht. Nach den Vorgaben 
des deutschen Internationalen Privatrechts ist eine im Ausland geschlossene verschieden­
geschlechtliche Ehe aus Sicht des deutschen Rechts ohne Anerkennungsverfahren 
wirksam, wenn sie formwirksam geschlossen wurde (Art. 11 Einführungsgesetz zum 
Bürgerlichen Gesetzbuche – EGBGB) und bei beiden Ehegatten im Zeitpunkt der Ehe­
schließung nach dem jeweils berufenen Sachrecht die materiellen Voraussetzungen für 
die Eheschließung vorlagen (Art. 13 EGBGB). Solange diese Vorgaben gewahrt sind, 
unterscheidet das deutsche Internationale Privatrecht nicht danach, ob die im Ausland 
geschlossene Ehe säkular oder religiös geschlossen wurde. Abhängig von den Vorgaben 
des anwendbaren Eherechts kann in Staaten islamischen Rechts die Festlegung einer 
Morgengabe (Heiratsgeld, welches vor der Heirat vereinbart wird und vom Mann der 
Frau zu zahlen ist) eine Voraussetzung für die Gültigkeit der Ehe sein. Die Bezahlung 
eines Geldbetrages an die Brauteltern im Sinne eines „Abkaufens“ der Tochter würde 
hingegen eine Verletzung der Menschenwürde darstellen und zur Unwirksamkeit einer 
darauf fußenden Ehe führen (Art. 6 EGBGB).

Ergänzend wird auf die Antwort zu der Schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Mar­
tin Böhm (AfD) vom 19.08.2019 zum Thema Eheschließungen in Bayern (Drs. 18/3704) 
verwiesen.
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5. 	 „Bestellung, Import und Haltung“ einer „Sklavin“ in Bayern
5.1	 Aus welchen Gründen schöpften die Behörden bei ihren Kontakten zu 

  keinen Verdacht über ihr Schicksal?

Es wird auf die Antwort zu den Fragen 2.2 und 2.3 Bezug genommen.

5.2	 Welche Rechtsnormen schützen Menschen in Bayern vor derartigen sklaven­
artigen Praktiken, wie sie  erleiden musste (bitte unter Angabe 
der einschlägigen Paragrafen lückenlos ausführen)?

5.3	 Aus welchen Gründen erhielt  durch die in 5.2 abgefragten Nor­
men erst so spät einen Schutz?

Der 18. Abschnitt des Strafgesetzbuches (StGB) stellt Straftaten gegen die persön­
liche Freiheit unter Strafe (§ 232–§ 241a StGB). Hierzu zählen der Straftatbestand des 
Menschenraubes (§ 234 StGB), der den Angeklagten in dem anhängigen Verfahren 
vor dem Landgericht Weiden i. d. OPf. zur Last liegt, sowie beispielsweise die Straftat­
bestände des Menschenhandels (§ 232 StGB), der Zwangsarbeit (§ 232b StGB) und 
der Zwangsheirat (§ 237 StGB). Welche Straftatbestände tatsächlich einschlägig sind, 
bestimmt sich jeweils nach den Gegebenheiten des Einzelfalls und kann daher nicht 
abstrakt beantwortet werden.

Sobald nachdem den Strafverfolgungsbehörden die mutmaßlichen Umstände des 
Aufenthalts der Geschädigten  in Deutschland bekannt geworden waren, 
wurden entsprechende Ermittlungsmaßnahmen eingeleitet.

6. 	 „Bestellung, Import und Haltung“ von „Arbeitssklaven“ nach/in Bayern
6.1	 Wie viele Fälle von „Menschenhandel“ wurden in der letzten Legislatur und 

in dieser Legislatur von bayerischen Staatsanwaltschaften zur Klage zu­
gelassen (bitte jeweils zum 01.01. eines Jahres aufschlüsseln)?

6.2	 Wie viele der in 6.1 abgefragten Fälle führten zu einer Verurteilung (bitte 
unter Angabe der einschlägigen Paragrafen lückenlos ausführen)?

6.3	 Welche Branchen sind von dem in 6.1 und 6.2 abgefragten Phänomen am 
häufigsten betroffen?

Die bayerische Strafverfolgungsstatistik – die bundeseinheitlich im Ausschuss für 
Justizstatistik abgestimmt wird – trifft Aussagen über die Zahl der Abgeurteilten und 
Verurteilten. Abgeurteilte sind dabei Angeklagte, gegen die Strafbefehle erlassen wur­
den oder bei denen das Strafverfahren nach Eröffnung der Hauptverhandlung durch 
Urteil oder Einstellungsbeschluss endgültig und rechtskräftig abgeschlossen worden 
ist. Ihre Zahl setzt sich zusammen aus den Verurteilten und aus Personen, gegen die 
andere Entscheidungen (z. B. Freispruch, gerichtliche Einstellung des Strafverfahrens) 
getroffen wurden.

Verurteilte sind straffällig gewordene Personen, gegen die nach allgemeinem Straf­
recht Freiheitsstrafe, Strafarrest oder Geldstrafe verhängt wurde oder deren Straftat 
nach Jugendstrafrecht mit Jugendstrafe, Zuchtmitteln oder Erziehungsmaßregeln ge­
ahndet worden ist. Bei der Verurteilung mehrerer Straftaten, die in Tateinheit (§ 52 
StGB) oder Tatmehrheit (§ 53 StGB) begangen wurden, wird in der Strafverfolgungs­
statistik nur die Straftat statistisch erfasst, die nach dem Gesetz mit der schwersten 
Strafe bedroht ist. Wie oft bestimmte Tatumstände, etwa ein Bezug zu bestimmten 
„Branchen“, gegeben sind, wird nicht erfasst.

Dies vorausgeschickt ergibt sich zu der Anzahl der wegen Menschenhandels (§ 232 
StGB) Abgeurteilten und Verurteilten aus der bayerischen Strafverfolgungsstatistik für 
die Jahre 2013 bis 2018 folgendes Bild.

Jahr Zahl der Abgeurteilten Zahl der Verurteilten

2013 15 15

2014 23 21
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Jahr Zahl der Abgeurteilten Zahl der Verurteilten

2015 16 13

2016 17 11

2017 4 4

2018 8 5

Die bayerische Strafverfolgungsstatistik für das Jahr 2019 ist noch nicht veröffentlicht.

7. 		 Dunkelziffer
7.1	 Wie hoch ist nach Einschätzung der Staatsregierung die Dunkelziffer von 

Menschen, die gegen ihren Willen in sklavenartigen Verhältnissen in Bayern 
„gehalten“ werden (sei es als eine Art von „Arbeitssklaven“ in der Küche 
von z. B. asiatischen Restaurants, sei es als z. B. osteuropäische Arbeiter, 
die von „Subunternehmern“ verkauft werden, etc.)?

Die Strafverfolgungsbehörden nehmen Ermittlungen auf, wann immer ihnen zureichende 
tatsächliche Anhaltspunkte für verfolgbare Straftaten bekannt werden (§ 152 Abs. 2 Straf­
prozessordnung – StPO). Ebenso schreiten die Sicherheitsbehörden ein, wann immer 
dies zur Beseitigung rechtswidriger Zustände oder sonst zur Abwehr von Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung veranlasst ist. Mutmaßungen über etwaige nicht 
bekannt gewordene Fälle, in denen Menschen gegen ihren Willen in „sklavenartigen 
Verhältnissen“ in Bayern „gehalten“ werden, stellt die Staatsregierung mangels belast­
barer Anhaltspunkte nicht an.

7.2	 Welche Programme hat die Staatsregierung derzeit laufen, die das Ziel 
haben, die in 1 bis 7.1 abgefragten Verhältnisse zu bekämpfen (bitte Haus­
haltstitel angeben, aus denen diese Programme finanziert werden)?

Die Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden schreiten konsequent ein, sofern ihnen 
Fälle menschenunwürdiger oder menschrechtswidriger Zustände bzw. Straftaten be­
kannt werden. Auf die Antwort zu Frage 7.1 wird verwiesen.

Zudem unterstützt die Staatsregierung an verschiedenen Stellen Maßnahmen mit 
dem Ziel der Prävention, der Aufklärung und des Opferschutzes. So fördert die Staats­
regierung die Fachberatungsstellen Jadwiga (Stop dem Frauenhandel Ökumenische 
gGmbH) und Solwodi Bayern e. V. Zur Aufklärung über Menschenhandel/Zwangspros­
titution beteiligen sich diese unter anderem im Rahmen des Aktionsbündnisses gegen 
Frauenhandel an der Vorbereitung und Durchführung einer jährlichen Fachtagung. Je­
des Jahr werden außerdem mehrfach Fortbildungen zu den Formen des Menschen­
handels und zur Identifikation von Opfern von Menschenhandel, vor allem für Mitar­
beitende von Sozialdiensten, Wohlfahrtsverbänden und anderen Fachorganisationen, 
durchgeführt. Die Fachberatungsstellen sind aktiv in der medialen Öffentlichkeits- und 
Aufklärungsarbeit. Sie leisten aufsuchende Milieusozialarbeit in Form von Streetwor­
king in verschiedenen bayerischen Städten, besuchen Asylunterkünfte und betreiben 
Netzwerkkooperationen.

Durch das Landeskriminalamt als Zentralstelle für kriminalpolizeiliche Angelegenhei­
ten werden eine Vielzahl von zielgruppenorientierten Fortbildungsmaßnahmen, u. a. an 
der Hochschule für den öffentlichen Dienst, Fachbereich Polizei, und am Fortbildungs­
institut der Bayerischen Polizei, durchgeführt.

Ferner informiert das Landeskriminalamt alle Polizeibeamten über das Phänomen 
Menschenhandel und Ausbeutung im Rahmen des polizeiinternen Intranetangebots.

Die Staatsregierung wird außerdem ein umfassendes neues Konzept zur Präven­
tion jeder Art von Gewalt erarbeiten, das auch neue Ausprägungen von Gewalt und 
deren frühzeitige Erkennung und Gegensteuerung berücksichtigt. Sie hat dazu unter 
Federführung des Staatsministeriums für Familie, Arbeit und Soziales eine interminis­
terielle Arbeitsgruppe eingerichtet, die sich am 10.05.2019 konstituiert hat. Im Rah­
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men des umfassenden Gewaltschutz- und Gewaltpräventionskonzepts werden auch 
Verbesserungsmöglichkeiten in den Bereichen Prävention und Intervention zugunsten 
von Opfern von Menschenhandel/Zwangsprostitution eruiert und weitere Maßnahmen 
entwickelt werden.

Im Übrigen wird auf die Antwort zu der Schriftlichen Anfrage der Abgeordneten Ulrich 
Singer, Jan Schiffers und Andreas Winhart (AfD) vom 17.06.2019 zum Thema „Men­
schenhandel und Zwangsprostitution in Bayern II“ (Drs. 18/3687) Bezug genommen.

7.3	 Welche Stellen sind mit der Bekämpfung der in 1 bis 7.1 abgefragten Ver­
hältnisse hauptamtlich beschäftigt (bitte Anzahl und Sitz der in bayerischen 
Behörden hierfür eingeplanten Stellen aufschlüsseln)?

Die Verfolgung von Straftaten nach den §§ 232 ff. StGB (Menschenhandel u. a.) obliegt 
allen bayerischen Staatsanwaltschaften sowie den Gerichten im Rahmen ihrer sach­
lichen und örtlichen Zuständigkeit.

Die Beschäftigten der Justiz, die mit Strafverfahren wegen Menschenhandels be­
fasst sind, erledigen diese Aufgabe in der Regel als einen Teil der Gesamtaufgabe 
„Durchführung von strafrechtlichen Verfahren und Ordnungswidrigkeitenverfahren“, je 
nach Aufgabenmodell mit einem unterschiedlich großen Anteil ihrer Arbeitskraft. Wenn 
die Umstände des Einzelfalls hierfür Anlass geben, können die staatsanwaltschaft­
lichen Ermittlungen in Spezialabteilungen, etwa für organisierte Kriminalität, geführt 
werden. Bei den grenznahen Staatsanwaltschaften Traunstein, Landshut, Kempten 
und Regensburg bestehen Spezialabteilungen zur Bekämpfung der grenzüberschrei­
tenden und organisierten Kriminalität, wie z. B. Schleuserkriminalität (sog. Traunsteiner 
Modell). Statistiken dazu, wie viele Arbeitskraftanteile bei der ordentlichen Gerichtsbar­
keit und den Staatsanwaltschaften in Bayern im Bereich Menschenhandel eingesetzt 
werden, werden nicht geführt.

Hinsichtlich der polizeilichen Aufgabenverteilung im Bereich „Menschenhandel“ wird 
auf Drs. 18/3687 (siehe oben) Bezug genommen.

8. 	 Öffentlichkeitsarbeit 
8.1	 Welche öffentlich wirksamen Kampagnen der Staatsregierung richten bzw. 

richteten sich z. B. aufklärerisch gegen die in 1 bis 7 abgefragten in Bayern 
praktizierten Arten des Haltens von Menschen unter sklavenartigen Be­
dingungen (bitte für diese und die letzte Legislatur lückenlos angeben)?

8.2	 Welche öffentlich wirksamen Kampagnen der Staatsregierung richten bzw. 
richteten sich diese und letzte Legislatur z. B. aufklärerisch gegen die im 
Koran und den Hadithen „theologisch“ legitimierte Haltung von Sklaven 
(bitte hierzu angeben, auf welche Moscheegemeinden die Staatsregierung 
in diesem Zusammenhang zugegangen ist)?

„Sklavenhaltung“ ist menschenrechtswidrig und strafbar. Die Maßnahmen, die das Ziel 
der Prävention, der Aufklärung und des Opferschutzes haben, sind in der Antwort zur 
Frage 7.2 beschrieben.

8.3	 Welche Pressemitteilungen hat die Staatsregierung oder eine ihr unter­
geordnete Behörde herausgegeben, die ihre Abscheu zum Ausdruck brach­
te, Menschen in Bayern unter sklavenartigen Bedingungen zu halten (bitte 
hierzu die Pressemitteilung der Staatsregierung zum Fall der  
bzw. der Razzia betreffend der Koch-Sklaven in asiatischen Restaurants 
im Wortlaut wiedergeben)?

Nach Mitteilung der Staatsanwaltschaft Weiden i. d. OPf. wurden im „Fall “ 
bisher keine Pressemitteilungen herausgegeben. Presseanfragen zur derzeit statt­
findenden Hauptverhandlung werden von der Pressestelle des Landgerichts Weiden 
i. d. OPf. beantwortet.

Bei dem weiter angesprochenen Sachverhalt handelt es sich – soweit feststellbar – 
nicht um ein von einer bayerischen Staatsanwaltschaft geführtes Strafverfahren, son­
dern um ein Verfahren der Staatsanwaltschaft Hannover aus dem Jahr 2009.




